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OTTO: Steinbach und Amann müssen ihr Abstimmungsverhalten 
den Wählern erklären 
 

Frankfurt am Main, 02.Februar 2007 

 

Der Frankfurter FDP-Bundestagsabgeordnete und Vorsitzender des Ausschusses für 

Kultur und Medien des Deutschen Bundestages Hans-Joachim Otto erklärt zu der 

heutigen Zustimmung der Frankfurter Bundestagsabgeordneten von CDU und SPD zur 

Gesundheitsreform der schwarz-roten Regierung: „Ich fordere Frau Steinbach (CDU) 

und Herrn Amann (SPD) auf, ihr heutiges Abstimmungsverhalten ihren Frankfurter 

Wählern zu erklären. Die Menschen aus unserer Stadt haben ein Anrecht darauf zu 

erfahren, warum die betreffenden Abgeordneten für eine sogenannte Gesundheitsreform 

stimmen, die die medizinische Versorgung für viele teurer aber nicht besser machen 

wird. Diese Reform ist sicherlich nicht im Interesse der Frankfurter Bürgerinnen und 

Bürger“. 

 

„Die nun beschlossenen Änderungen sind der Einstieg in die Staatsmedizin und 

verbessern keinesfalls das altersschwache und  bürokratische System. Genau dies wird 

aber den Bürgerinnen und Bürgern vermittelt. An dieser Farce beteiligen sich  Frau 

Steinbach und Herr Amann mit ihrem Abstimmungsverhalten ganz offen durch ihre 

Zustimmung. Gerade vor dem Hintergrund ihrer früheren Kritik an dieser Reform 

verwundert dieses Verhalten umso mehr. Wie die FDP-Fraktion gegen die Reform zu 

stimmen, wäre das richtige Signal an die Wähler gewesen. Statt Vernunft bestimmt nun 

ein fauler Kompromiss den Weg in eine planwirtschaftliche Einheitsversicherung mit 

zentral vorgegebener Staatsmedizin, Rationierung, Verlust von Therapiefreiheit, Ende 

der freien Arztwahl und Gefährdung der medizinischen Freiberuflichkeit“, so Otto, 

Vorsitzender des FDP-Bezirksverbandes Rhein-Main, weiter.  


